
Kein Sozialabbau 
zugunsten von Rüs-
tungs-Milliarden – frie-
denstüchtig werden!
 So lautet die Über-
schrift des flyers, 
den die Aktiven des 
Forums vor den Info-
Ständen der Parteien 
am Gänseliesels ver-
teilen werden. Wir zitieren hierzu einige 
Ausschnitte:
 „Die von Bundeskanzler Scholz Anfang 
2022 ausgerufene „Zeitenwende” ist vor 
allem ein viele Milliarden schweres Aufrüs-
tungsprogramm.

Mit Blick auf die bevorstehenden Neuwah-
len zum Bundestag spitzt sich die Debatte 
um die Aufstockung des deutschen Mili-
tärhaushalts zu. Nachdem der Bundestag 
2022 einen 100-Milliarden-Aufrüstungs-
kredit (das sog. „Sondervermögen“) be-
schlossen hat, schlägt Verteidigungsminis-
ter Boris Pistorius eine Aufstockung des 
Bundeswehretats auf bis zu 3,5 Prozent des 
deutschen Bruttoinlandsprodukts vor. Aktu-
ell wären dies über 140 Milliarden Euro.
„Butter statt Kanonen“ – Gegen Sozialab-
bau und Kriegspolitik 
Es gibt einen deutlichen Zusammenhang 
zwischen sozialer Ungleichheit und Kriegs-
politik. Jeder Euro, der für Aufrüstung und 
„Kriegstüchtigkeit“ ausgegeben wird, fehlt 
bei den Sozialausgaben. 
Einsparungen zugunsten von Rüstungs-Mil-
liarden im Bundes-Haushalt machen sich 

auch in den Kom-
munen schmerzlich 
bemerkbar, wo Gel-
der fehlen und Inf-
rastruktur, Kultur 
und soziale Projek-
te auf der Stecke 
bleiben. Gegen die 
geplanten Etatkür-
zungen der Stadt 

Göttingen – das sog. Haushaltssicherungs-
konzept (HSK) – haben sich Ende letzten 
Jahres zivilgesellschaftliche Initiativen mit 
massiven Protesten gewehrt.
Angesichts eines 10fach größeren Militär-
etats der Nato-Staaten gegenüber Russland 

folgert Green-
peace in einer 
Studie vom No-
vember 2024, 
es gebe „keine 
Notwendigkeit, 
in Deutschland 
die Militäraus-
gaben weiter 
und dauerhaft 
zu erhöhen“ und 
dazu Kürzungen 
in „essenziellen 

Bereichen wie Soziales, Bildung oder ökolo-
gische Transformation“ vorzunehmen. Eine 
andere Zeitenwende sei dringend erforder-
lich, so das Fazit der Umweltorganisation. 
(Greenpeace, Hamburg, November 2024)
Profiteure der Militarisierung sind beson-
ders die Aktionäre der deutschen Rüs-
tungskonzerne, die als weltweit fünftgrößte 
Waffenexporteure am blutigen Geschäft der 
Kriege verdienen.

Deshalb: Augen auf bei der Bun-
destagswahl! 

Wählt keine Partei, die den bishe-
rigen Kriegskurs unterstützt!
Wählt keine neofaschistischen 
Parteien!“

für die Ausgabe 02.2025
ist der 20. Februar 
Auslieferung vorraussichtlich am 26.02.2025

Bundestagswahl 
VVN-BdA
FG Cuba
DKP
Grobian
BSW im Kreistag
Göttinger Linke
Ratsinfo

Die Bundestagswahlen werfen Schatten …
Auf mehreren Seiten der diesmonatigen Ausgaben finden sich einige Aussagen zur 
BTW am 23. Februar. Hier möchten wir die geplanten Aktionen des Göttinger Frie-
densforum ankündigen, das an den letzten drei Samstagen vor der Wahl am Gänse-
liesel „teilnehmen“ wird:

Februar
2025

„Hochrüstung macht generell die Reichen reicher und die Armen zahl-„Hochrüstung macht generell die Reichen reicher und die Armen zahl-
reicher.reicher.
Weil dem Wohlfahrtsstaat fehlt, was ein Rüstungsstaat an Mehrkosten Weil dem Wohlfahrtsstaat fehlt, was ein Rüstungsstaat an Mehrkosten 
verschlingt, folgt der militärpolitischen Zeitenwende nun fast zwangs-verschlingt, folgt der militärpolitischen Zeitenwende nun fast zwangs-
läufig auch eine sozialpolitische Zeitenwende. Zu befürchten ist daher läufig auch eine sozialpolitische Zeitenwende. Zu befürchten ist daher 
auf längere Sicht eine fortdauernde Senkung des Lebensstandards der auf längere Sicht eine fortdauernde Senkung des Lebensstandards der 
Bevölkerungsmehrheit, die zuletzt Reallohnverluste hinnehmen muss-Bevölkerungsmehrheit, die zuletzt Reallohnverluste hinnehmen muss-
te und durch steigende Mieten, Energiepreisexplosion und Inflation te und durch steigende Mieten, Energiepreisexplosion und Inflation 
stark belastet wurde.“stark belastet wurde.“
(Christoph Butterwegge, emeritierter Politikprofessor, 22.12.2023)(Christoph Butterwegge, emeritierter Politikprofessor, 22.12.2023)

Veranstaltungskalender
Fr, 7. Februar, 18.00 Uhr, Rotes 
Zentrum Lg. Geismarstr. 3
Wie Palästina von der Landkarte 
verschwinden soll.Mit: Dr. phil. 
Arne Andersen Historiker

Fr, 21. Februar, 19.00 Uhr, 
Buchladen Rote Str., Nikolai-
kirchhof 7
Buchlesung: Swinging Bremen
Mit: Birgit Tillmann Köhler, Auto-
rin, HB 

Fr, 7. März, 19:00 Uhr, Verdi-Ge-
schäftsstelle Groner Tor
Film über Minna Fasshauer, 
Erste Volkskommissarin für Volks-
bildung und Wohlfahrt in der Räte-
republik Braunschweiger Land



Bremen 1941. Obwohl die Nazis an der 
Macht sind und der Krieg das Leben in 
der Stadt immer mehr beeinflusst, wollen 
der 16-jährige Johnny und seine Freunde 
nur ihren Spaß haben – mit Jazzmusik, 
schicken Klamotten und flotten Tanz-
lokalen. Goodmann statt Gleichschritt, 
lange Haare statt Füh-
rerschnitt – die Bremer 
Swingkids versuchen ihre 
eigenen Träume trotz HJ-
Streifen und Razzien, Ge-
stapo und Luftalarm zu 
verwirklichen. Doch ihre 
Liebe zur amerikanischen 
Musik und die Abneigung 
gegen das NS-Regime 
bringen sie unweigerlich 
in Gefahr. 

Als Historikerin an der 
Bremer Universität hat 
sich Birgit Köhler inten-
siv mit dem National-
sozialismus und den re-
bellischen Jugendlichen 
beschäftigt, die mitten 
im Dritten Reich lieber 
Swingmusik hörten und 
einen anglophilen Le-
bensstil pflegten. Aus 
Zeitzeugeninterviews, die 
Birgit Köhler für ihre Ma-
gisterarbeit geführt hat, 
ist jetzt ein fiktiver his-
torischer Roman gewor-
den. Die Erinnerungen 
dieser Kriegsgeneration 
an den Versuch, ein zivi-
les jugendliches Leben 
inmitten der NS-Diktatur 
zu leben, wird hier auf 
ungewöhnliche Art zum 
Klingen gebracht. Eine 

erstmals erzählte Geschichte aus der 
Geschichte.

Angesiedelt ist der Roman zwischen Ju-
gendbuch, Zeitgeschichte und Bremen-
sie. Die Autorin
möchte damit sowohl die junge Gene-

mmm
ration heute ansprechen 
als auch all jene, die die 
Erinnerungen ihrer Eltern 
oder Großeltern einordnen 
möchten, jene, die Interes-
se an Bremer Geschichte
und Geschichten haben, 
und jene, die die Musik von 
Benny Goodman, Glenn 
Miller und Co. noch
heute gern hören und da-
nach tanzen

 

Auf Einladung des VVN-BdA 
Göttingen und in Koopera-
tion mit der Gedenkstätte 
Moringen liest Birgit Köh-
ler am 21. Februar 2025 
aus „Swinging Bremen – 
Jazzgrooves bei Luftalarm“. 

Beginn: 19 Uhr, Buchla-
den Rote Straße, Nikolai-
kirchhof 7, 37073 Göttin-
gen. 

Das Buch ist erschienen im 
KellnerVerlag, 
ISBN 9783956514456, 
15 Euro.

Bombenkrieg und Swingmusik – 
Lesung im Buchladen Rote Straße
“Swinging Bremen – Jazzgrooves bei Luftalarm“ - Roman 
zwischen heißen Rhythmen, erster Liebe, NS-Propaganda und Verrat

Termine
Dienstag, 18.02.2025, 16:30 Uhr
Antifaschistischer Stammtisch
Treffpunkt ist das „Cafe INTI“, Wilhelms-
platz, Göttingen.

Antifaschist*innen aus dem Raum Göttingen und 
Umgebung besprechen bei den Treffen geplante 
und potenzielle Vorhaben und alles, was noch 
politisch in Göttingen ansteht. 



US-Präsident Joe Biden hat wenige Tage vor 
Ende seiner Amtszeit dem US-Kongress mit-
geteilt, Kuba von der berüchtigten US-Lis-
te der Terrorismus-Unterstützer (SSOT) zu 
streichen. Auch beabsichtigt er, zwei weite-
re umstrittene Maßnahmen zu beenden, die 
sein Amtsnachfolger Trump während seiner 
1. Amtszeit 2021 gegen Kuba verhängt hat-
te. Das ist einerseits eine Klagemöglichkeit 
für US-Bürger, deren früheres Eigentum in 
Kuba nun von anderen Unternehmen ge-
nutzt wird, und andererseits eine Liste von 
Hotels und ähnlichen Einrichtungen, die zu 
nutzen für US-Bürger verboten waren.
Hierzu sagte ein hochrangiger Regierungs-
vertreter in Washington, es gebe „derzeit 
keine glaubwürdigen Beweise für eine an-
haltende Unterstützung des internationalen 
Terrorismus durch Kuba“. Dies war aller-
dings bereits klar, als Trump Kuba auf die-
se SSOT-Liste setzen ließ. Für Kuba hat die 
Streichung nun zur Folge, dass wieder Geld-
überweisungen und Zahlungen mit Bezug zu 

Kuba weitgehend möglich werden. Sie wa-
ren zuvor von den USA global blockiert bzw. 
kriminalisiert worden. Damit wird eine we-
sentliche Ursache für die äußerst prekäre 
sozioökonomische Lage in Kuba eliminiert, 
weil nun Zahlungen für Öllieferungen und 
zahlreiche andere Importe sowie Exporte 
wieder möglich werden.
In letzter Zeit waren die weltweiten Forde-
rungen nach Streichung Kubas von der US-
Terrorliste immer lauter geworden. Kubas 
Staatspräsident Díaz-Canel äußerte nun am 
14.1.2025: „Es ist eine Entscheidung in die 
richtige Richtung, wenn auch verspätet und 
mit begrenzter Tragweite. Die Blockade und 
die meisten der extremen Maßnahmen, die 
seit 2017 eingeführt wurden, um die kuba-
nische Wirtschaft zu ersticken und unserem 
Volk Mangel zu bereiten, bleiben bestehen“. 
So bleibe es US-Bürgern weiterhin verboten, 
Urlaub in Kuba zu machen. Gleichzeitig aber 
werde Kuba nicht aufgeben, eine zivilisierte 
Beziehung mit den USA zu entwickeln.

Unterdessen wurde von kubanischer Seite 
auch darauf verwiesen, dass die kommen-
de Trump-Regierung diese jüngsten positi-
ven Maßnahmen der Biden-Administration 
in Zukunft rückgängig machen könnte, wie 
dies bereits bei anderen Gelegenheiten ge-
schehen sei. Zeitgleich erfolgte die Veröf-
fentlichung des kubanischen Außenminis-
teriums über die guten Kontakte mit Papst 
Franziskusin Verbindung mit dem von ihm 
proklamierten Heiligen Jahr 2025 , und der 
schrittweisen Freilassung von mehr als 500 
rechtmäßig verurteilten Häftlingen in Kuba .
Zugleich dankte Bruno Rodríguez, der kuba-
nische Außenminister „allen Regierungen, 
multilateralen und regionalen Gremien, reli-
giösen und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, Solidaritätsgruppen und im Ausland 
lebenden Kubanern“ für deren Unterstüt-
zung. Zugleich bittet er sie, Kuba „weiterhin 
zu unterstützen, bis die Blockade endlich 
aufgehoben wird.“

USA streichen Kuba von ihrer Terrorismusliste
Die Pressemitteilung des Vorstands des Netzwerk Cuba e.V.

11. Februar,

Kommunistische Partei Chinas: „Wir fordern die vollständige Aufhebung der 
Blockade und der Sanktionen gegen Kuba“
Die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) verurteilte die Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade, die 
die Vereinigten Staaten seit mehr als sechs Jahrzehnten gegen Kuba verhängt haben
Autor: Redacción Internacional | informacion@granmai.cu

Der Sprecher der Internationalen Ab-
teilung des Zentralkomitees der Kom-
munistischen Partei Chinas (KPCh), Hu 
Zhaoming, betonte Chinas Verurteilung 
der Blockade und der Sanktionen gegen 
Kuba, die er als Verletzung grund-
legender internationaler Gesetze und 
Prinzipien und als Verstoß gegen die 
grundlegenden Menschenrechte der Be-
völkerung des Archipels bezeichnete.
In der im sozialen Netzwerk X veröffent-

lichten Botschaft forderte er die USA 
auf, ihre Beziehungen zu Kuba im Ein-
klang mit den Grundsätzen der Charta 
der Vereinten Nationen und den inter-
nationalen Normen zu normalisieren 
und die Differenzen durch Dialog und 
Verhandlungen zu lösen.
Er betonte die Vorteile, die eine Nor-
malisierung für beide Nationen, für ihre 
Völker und für die Aufrechterhaltung von 
Frieden und Stabilität in Lateinamerika 

mit sich bringen würde.
In demselben sozialen Netzwerk dankte 
Emilio Lozada García, Leiter der Abtei-
lung für internationale Beziehungen des 
Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei Kubas (PCC), der KPCh für ihre 
Erklärungen und ihre entschiedene Ab-
lehnung der Blockade und hob den bei-
spielhaften Charakter der Beziehungen 
zwischen den beiden Parteien hervor



Mitgliederversammlungen:
Dienstag, 02. Februar 

 
Dienstag, 14. Februar

Die Themen der Versammlungen standen zum Redak-
tionsschluss noch nicht fest

Alle MV’en finden um 20.00 Uhr im Roten Zentrum, 
Lange Geismarstr. 2 statt

In der heißen Phase des Bundestagswahl-
kampfes überbieten sich die bürgerlichen 
Parteien mit immer neuen Aufrüstungs-
forderungen. Waren Wahlversprechen in 
der Vergangenheit noch dazu angetan, die 
Bevölkerung über kommende Wohltaten zu 
belügen, dreht sich inzwischen alles um den 
Krieg gegen Russland. Bis auf wenige Aus-
nahmen herrscht Einigkeit darüber, dass er 
ausgeweitet werden soll. Öffentlichkeits-
wirksam gestritten wird über die Frage, wie 
die dafür notwendige Ausplünderung der 
Bevölkerung am besten zu bewerkstelligen 
ist.
In den Umfragen hat derzeit mit der CDU 
eine Kraft die Nase vorn, die sich bedin-
gungslos für die Kriegseskalation und den 
sozialen Kahlschlag engagiert. Es war auch 
nicht zu erwarten, dass die nur schwer 
verdauliche Mischung aus Ampel-Theater, 
ökonomischem Niedergang und „Zeiten-
wende“-Propaganda spurlos an den Wähle-
rinnen und Wählern vorbeigehen würde. So 
lässt sich vielleicht auch erklären, dass sich 
die Grünen über stabil zweistellige Umfra-
gewerte zwischen 13 und 15 Prozent freu-
en können.
Damit das auch so bleibt, versuchen die 
Grünen möglichst viel Abstand zwischen 
sich und die strauchelnde Kanzler-Partei 
SPD zu bringen. Im Gespräch mit „Politico“ 
warnte Außenministerin Annalena Baer-
bock (Grüne) davor, dass die Ukraine das 
Zutrauen in die europäischen Verbündeten 
verlieren könne. „Dieses Vertrauen darf 
nicht erneut durch Zögern beschädigt wer-
den, das bei anderen Ländern die Befürch-
tung auslösen könnte, dass Deutschland 
ihnen nicht zur Seite steht“, sagte sie dem 
Magazin und teilte damit einen Seitenhieb 
auf Olaf Scholz (SPD) aus. Auslöser des 
Streits war die Forderung von Scholz, die 
drei Milliarden Euro für das nächste Waffen-
paket an die Ukraine von einer Aussetzung 
der Schuldenbremse abhängig zu machen. 
Anstelle einer Kreditfinanzierung fordern 
Union, FDP und Grüne die Bereitstellung 
des Geldes als außerplanmäßige Ausga-
be aus dem Bundeshaushalt. Die SPD, die 
sonst nichts gegen die Verlängerung des 
Schlachtens in der Ukraine vorzubringen 
hat, warnt davor, dass dann an anderer 
Stelle gekürzt werden müsste.
Waffenschieber unter sich, könnte man 
meinen, und das Ganze als Wahlkampf-

scharmützel abtun. Doch hinter der Aus-
einandersetzung um die nächste Lieferung 
verbergen sich ernsthafte strategische 
Probleme. Bekannt ist, dass die Bundesre-
publik anstrebt, bis zum Jahr 2029 „kriegs-
tüchtig“ zu sein. Das hat weniger mit einem 
befürchteten Angriff Russlands, sondern 
mehr mit der Herstellung von eigenen An-
griffsfähigkeiten im Rahmen der NATO zu 
tun. Auf dem Weg dahin läuft ein regel-
rechter Überbietungswettbewerb zwischen 
den Parteien. Wirtschaftsminister Robert 
Habeck (Grüne) fordert, künftig 3,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für die Rüstung 
auszugeben. AfD-Kanzlerkandidatin Alice 
Weidel kann sich auch 5 Prozent oder mehr 
vorstellen.
Und die SPD? Verlässt sich auf Kriegsminis-
ter Boris Pistorius. Der forderte in der „Süd-
deutschen Zeitung“ vor wenigen Tagen eine 
Erhöhung des Wehretats um mindestens 
30 Milliarden Euro, um die Kriegsausgaben 
bei einer Untergrenze von 85  Milliarden 
zu stabilisieren, sobald das „Sonderver-
mögen“ ausgegeben ist. Darüber hinaus 

setzte sich der Minister für die Aufstellung 
eines „Zehnjahresplans“ ein. Mit Blick auf 
moderne Technologien, Drohnen und Krieg-
führung mittels „Künstlicher Intelligenz“ 
werde „sehr schnell klar, dass wir bis Mitte 
der 30er Jahre nach dem heutigen Preis-
niveau 130 bis 150 Milliarden Euro werden 
ausgeben müssen, nur für Investitionen in 
Rüstung und Verteidigung“, so Pistorius.
Je näher der Wahltermin rückt, umso mehr 
drängt sich die Finanzierungsfrage in den 
Vordergrund. Die Frage „Butter oder Kano

nen?“ spielt dabei nur noch oberflächlich 
eine Rolle. Wer es ernsthaft auf „Kriegs-
tüchtigkeit“ gegen Russland anlegt, braucht 
sehr viel mehr Geld als häufig suggeriert.
Anders als in den USA habe sich in Europa 
„eine Ausgabenpraxis verfestigt, bei der die 
Sozialausgaben um den Faktor 3 bis 4 grö-
ßer sind als der Haushalt für Verteidigung“, 
war kürzlich in der Zeitschrift „Interna-
tionale Politik“ zu lesen. „Rein theoretisch 
könnte man dieses Verhältnis zugunsten 
des Militärs verschieben“, setzte das Blatt 
fort, das vom NATO-Thinktank „Deutsche 
Gesellschaft für Auswärtige Politik“ heraus-
gegeben wird. Das würde aber einerseits 
zu „erheblichem Widerstand“ und „Reputa-
tionsverlust“ für die Regierung führen. An-
dererseits „könnte auch maximales Sparen 
im Haushalt wohl nicht das Volumen erbrin-
gen, das man über lange Zeit für eine echte 
strategische Ertüchtigung des Landes be-
nötigen würde“.
Als Ausweg bleibt dann wieder eine Um-
gehung der Schuldenbremse, die vor allem 
FDP und Union derzeit verteufeln. Alter-
nativ könnte der deutsche Imperialismus 
versuchen, seine Vormachtstellung in der 
EU auszubauen und die Kriegskosten auf 
diese Ebene zu verlagern. Die Behauptun-
gen des konservativen Lagers, die Hoch-
rüstung lasse sich ohne neue Kriegskredite 
auf den Weg bringen, ist genauso absurd 
wie die SPD-Vorstellung von „Butter und 
Kanonen“. Was sich im Wahlkampf als ge-
wöhnlicher Wettstreit im politischen Auf 
und Ab darstellt, ist in Wahrheit das Setzen 
von unterschiedlichen Akzenten innerhalb 
eines einheitlichen Prozesses: Eines reak-
tionär-militaristischen Staatsumbaus, der 
sich auch auf der Ebene der Haushaltspoli-
tik vollzieht. Oder wie es in der Zeitschrift 
„Internationale Politik“ heißt: „Die zeitlo-
sen Gesetze politischer und militärischer 
Macht sind nicht außer Kraft gesetzt. (…) 
Die Stärke, die zu machtvoller Verteidigung 
und notfalls robuster Durchsetzung eigener 
Interessen befähigt, muss bezahlt werden.“

   (vc)

Es geht nicht ohne Kriegskredite
Parteien streiten über die Finanzierung von Waffenlieferungen und Hochrüstung
Artikel aus „Unsere  Zeit“ vom 24. Januar 2025



Es kamen Mieter*innen, die Nachzah-
lungen hatten, aber auch Mieter*innen, 
die Rückzahlungen zu erwarten haben: 
Bei der Prüfung stellte sich heraus, 
dass die neuen Nebenkostenzahlungen 
auf einer falschen Grundlage berechnet 
wurden. Tatsächlich hat die LEG die ge-
stundeten Forderungen aus dem Jahr 
2022 zur Grundlage ihrer Berechnung 
genommen. Dies war auch in einem 
Artikel des GT nachzulesen. Daraufhin 
bemüßigte sich der Sprecher der LEG 
mittels des GT zu behaupten, dass die 
Prüfgemeinschaft die Unwahrheit be-
haupte. Aber die Prüfgemeinschaft 
konnte ihre Behauptung belegen und 
die LEG hat nun zugegeben, dass hier 
ein „Fehler“ gemacht wurde. Nun gibt 
es flächendeckend neue Berechnungen 
der Nebenkostenvorauszahlungen.
Die LEG bedient sich offenbar inzwi-
schen der Expertise der Prüfgemein-
schaft, was ja dazu führen müsste, dass 

diese von 
der LEG be-
zahlt wer-
den sollten. 
Der Skandal: 
Das Mie-
ter*innenbü-
ro der LEG in 
der Deister-
straße wim-
melt Rat-
s u c h e n d e 
ab, weil das 
dort vorhan-
dene Perso-
nal keinen 
Einblick in 
Abrechnun-
gen habe. Die Mieter waren als erneut 
erfolgreich. Die LEG läuft in Grone nur 
noch gegen eine Wand. 

LEG erneut bei Falschab-
rechnungen erwischt 
Auch in den Nebenkosten 2023 hat die 
LEG wieder „Fehler“ gemacht. Die Mit-
glieder der „Prüfgemeinschaft 2022“ und 
Grobiane haben bei der Kontrolle der 
neuen Abrechnungen, die im Dezember 
des vergangenen Jahres bei den Mieter*in-
nen eintrudelten, diesen Rechenfehler 

Winterkino Grone: Nächster Termin: 14. Februar 2025 
„Ein ganzes Leben“

Erzählt wird die Lebensgeschichte des Hilfsarbeiters Andreas Egger, der Anfang des 20. 
Jahrhunderts als Waisenkind in den Alpen auf den Hof von Hubert Kranzstocker kommt. Der 
gottesfürchtige, aber gewalttätige Bauer sieht in Egger lediglich eine billige Hilfskraft. Später 
nimmt der mittlerweile erwachsene Egger eine Anstellung bei einem Arbeitstrupp an, der eine 
der ersten Seilbahnen baut.
Mit dem Ersparten pachtet er eine Holzhütte in den Bergen für sich und seine große Liebe. 
Knapp entgeht er einer Lawine, die Marie und das Anwesen verschüttet. 
Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs wird Andreas eingezogen. Nach der russischen Kriegsge-
fangenschaft kehrt er ins Tal zurück. Im Laufe der Zeit wird er damit konfrontiert, wie sich das 
Bergbauerndorf zu einer modernen Tourismusdestination verwandelt. Er zieht sich zurück und 
lebt in Einsamkeit.

19.00 Uhr Jona-Gemeinde, Grone, Deisterstr. (Eingang an der Bushaltestelle)
Einlass ab 18.30 Uhr / Filmbeginn:19.00 Uhr
Saal und Sanitäranlagen sind rollstuhlgerecht zu erreichen.

Merke: Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt. 



Zur Kreistagssitzung am 8. Januar wur-
de durch den Landrat der Doppelhaus-
halt für 2025 und 2026 eingebracht. 
Eine solche Einbringung findet stets 
ohne weitere Debatte statt, diese er-
folgt in den Wochen vor der nächsten 
Kreistagssitzung in den Ausschüssen, 
wo dann auch regelmäßig  durch unse-
re Fraktion Änderungsanträge einge-
bracht werden.

Landrat Marcel Riethig (SPD) kündig-
te in seiner Rede für die kommenden 
Jahre düstere Zeiten an. Bereits im An-
satz für das Jahr 2025 sind im Entwurf 
fast 20 Millionen Euro als Defizit einge-
plant, im Ansatz für 2026 sind es dann 
schon über 30 Millionen. Noch trüber 
werden die Zahlen, wenn die mittelfris-
tige Finanzplanung bis 2029 betrachtet 
wird: bis dahin erwartet der Landkreis 
Göttingen ein Minus von rund 188 Mil-
lionen Euro. 
Nachdem wir also jahrelang mit Zu-
kunftsverträgen und strengen Ober-
grenzen bei den freiwilligen Leistungen 
gequält wurden, müssen wir nun er-
kennen, dass diese als „Haushaltsdis-
ziplin“ durchgezogene Politik völlig für 
die Katz‘ war – oder zumindest nicht 
dazu beiträgt, nachhaltige Wirkungen 
zu entfalten.

Woher kommen die finanziellen Pro-
bleme? Landrat Marcel Riethig dazu: 
„Sie sind jedenfalls nicht durch den 
Landkreis verschuldet….. Auch der Uk-
raine-Krieg und die Inflation sind nur 
ein kleiner Teil der Wahrheit. Es ist die 
Finanzausstattung der kommunalen 
Ebene, die nicht stimmt.“  Die Steuer-
einnahmen in den nächsten Jahren in 
Niedersachsen würden sogar steigen. 
Der einzige wirkliche Grund sei darin 
zu sehen, dass das Land nicht aus-
reichend für die Kommunen sorge. 
Und es sei in diesem Zusammenhang 
gleichgültig, wer in Hannover das Sa-
gen habe.

Bereits in diesem Jahr werde das De-
fizit deutlich die Höhe der freiwilligen 
Leistungen übertreffen (19 zu 13 Milli-
onen). Gleichwohl wurde angekündigt, 
weiter „antizyklisch zu investieren“, 
denn die Zukunftsfähigkeit des Land-
kreises sei wichtiger als eine „schwar-
ze Null“ – eine Grundhaltung, die auch 
von uns unterstützt wird, denn die 
neoliberale Zerstörung öffentlicher 
Infrastruktur wird viele Jahre kräftige 
Investitionen erfordern, um zumindest 
ansatzweise behoben zu werden. Auch 
die Kreisumlage solle nicht erhöht wer-
den, so der Landrat.

Weitere Erläuterungen kamen im An-
schluss noch von der zuständigen De-
zernentin. Diese zeigte zwar auf, dass 
in den letzten Jahren die Defizite tat-
sächlich oft kleiner waren als zuvor 
im Haushaltsplan veranschlagt wurde, 
hierbei handele es sich aber nur um 
relativ kleine Beträge, jedenfalls im 
Vergleich zu dem, was in den nächsten 
Jahren auf den Landkreis zukomme. 
Hier wies sie zudem auf weitere Risiken 
hin, wobei sich die Auswirkungen in 
ihrer Höhe noch gar nicht abschätzen 
ließen. So sei durch steigende Defizite 
mit höheren Zinslasten zu rechnen; die 
Höhe der Schlüsselzuweisungen durch 
die Ergebnisse des letzten Zensus 
seien unklar; es sei mit weiteren Auf-
gabenübertragungen durch das Land 
und den Bund zu rechnen, für die keine 
auskömmliche Finanzierung gewähr-
leistet werde; weiterhin sei ungewiss, 
ob die Inflation nicht wieder anziehe 
und allgemein mit stärkeren Tarifstei-
gerungen zu rechnen sei. 

Welches Fazit lässt sich daraus für un-
sere Arbeit im Kreistag ziehen? Wenn 
es nicht in der Hand des Landkreises 
oder der Kommunen überhaupt liegt, 
für eine solide Finanzplanung zu sor-
gen, können die laufenden Haushalts-
beratungen auch nicht im Ansatz eine 

Lösung herbeiführen. Demgemäß wer-
den wir auch unsere gewohnte Linie 
beibehalten und aus unserer Sicht för-
derungswürdige Projekt unterstützen. 
Einer Kahlschlagpolitik, die am Ende 
nur einen Tropfen auf den heißen Stein 
bedeutet, werden wir uns entgegen-
stellen.

Eigentlich muss der Landkreis bei 
einem nicht ausgeglichenen Haushalt 
wie bis zum Jahr 2016 ein Haushalts-
sicherungskonzept aufstellen. Darauf 
kann verzichtet werden, wenn „der 
Fehlbetrag auf Folgen des Krieges in 
der Ukraine zurückzuführen ist.“ Mit 
deutlicher Mehrheit gegen CDU und 
FDP wurde dem Vorschlag der Verwal-
tung gefolgt, davon Gebrauch zu ma-
chen. Eckhard Fascher wies in seiner 
Rede auf die ähnliche Situation in der 
Wahlperiode zwischen 2006 und 2011 
hin: Hier wurde in den Sicherungs-
konzepten mit zahlreichen Sparmaß-
nahmen und Stellenabbau als Jahr des 
Haushaltsausgleichs 2050 genannt. 
Die Beteiligten glaubten schon damals 
nicht so recht an die Wirkung des Spar-
konzepts. 

Im Jahr 2016 war der Landkreis dann 
nach der Fusion der Landkreise Göttin-
gen und Osterode durch das Land ent-
schuldet worden. 

Kreistag berät Haushalt – 
Kommunalfinanzen vor dem Kollaps?



KEINE MIETERSTIMME FÜR DIE AfD!
WOHNUNGSPOLITISCHE ARGUMENTE GEGEN DIE 
RECHTSPOPULISTEN
Den folgenden Text, den wir inhaltlich unterstützen, übernahmen wir vom 
MieterInnenverein Witten u. Umg. e.V.
Die wenigen “wohnungspolitischen“ 
Aussagen der AfD sind konfus und teil-
weise absurd. Die AfD verwechselt und 
vermengt Begriffe. Statt auf Fakten 
und Argumente setzt sie auf Vorurteile. 
Lassen wir die Konfusion beiseite, ver-
tritt die AfD im Kern zwei ideologische 
Meinungen: Es gibt zu viele Beschrän-
kungen für das Privateigentum; Einwan-
derInnen nehmen den „Deutschen“ die 
Wohnungen weg. Beide Positionen ste-
hen in einem krassen Gegensatz zu den 
Zielen und Interessen des MieterInnen-
vereins. 
Die Forderungen der AfD nach weniger 
Mieterschutz und Mietpreiskontrolle, 
nach Abschaffung des Sozialen Woh-
nungsbaus und nach Privatisierung 
kommunaler Wohnungen richten sich 
direkt gegen die Interessen der Miete-
rinnen und Mieter. Menschen mit ge-
ringem Vermögen sind auf rechtliche 
Mietenbeschränkungen und öffentlich 
kontrollierte Mietwohnungen angewie-
sen. Wenn wir heute in Witten so viel 
mit extrem renditeorientierten Vermie-
tungskonzernen wie Vonovia und LEG 
zu kämpfen haben, liegt das daran, 
dass unsere Werkswohnungen, das lan-
deseigene Wohnungsunternehmen und 
kommunale Wohnungen vor 20 Jahren 
privatisiert wurden. Aus guten Gründen 
haben wir das von Anfang an bekämpft, 
leider nur zum Teil mit Erfolg. Die AfD 
will diese katastrophale Politik fortset-
zen und radikalisieren. Sie will, dass die 
verbliebenen kommunalen Wohnungen 
den Mieterinnen und Mietern zu Ver-
kauf angeboten werden. Das mag für 
den ein oder anderen auf den ersten 
Blick verlockend klingen. Aber wer ver-
sorgt die Menschen mit geringem Ein-
kommen, wenn wir keine kommunale 
Wohnungsunternehmen mehr haben? 
Ein Blick nach England, wo Maggie 
Thatcher schon in den 70er Jahren 
mit diesem Ausverkauf begonnen hat, 
zeigt uns, wie extrem die Wohnungsnot 

wachsen kann. Und aus der Finanzkri-
se 2008 konnte mal lernen, wohin es 
führt, wenn man Menschen mit gerin-
gem Einkommen für Eigenheime in die 
Verschuldung treibt. 
Die zweite Parole der AfD, die Einwan-
derInnen sollen verschwinden, richtet 
sich gegen einen Teil der Menschen, 
die zur Miete wohnen, oder die vor 
Verfolgung, Krieg uns Not zu uns flie-
hen. Es sind unsere Nachbarinnen 
und Nachbarn, unsere Mitglieder. Die 
AfD versucht unsere Gesellschaft und 
Stadtviertel spalten, noch mehr, als 
sie es zum Teil schon sind. Dazu sagen 
wir: Jeder Mensch, egal wo es oder sie 
herkommt, hat ein Recht auf eine Woh-
nung. Es ist ein international anerkann-
tes Menschenrecht. Es ist die Grund-
lage, auf der MieterInnenverein Witten 
arbeitet. 
Wir organisieren und vertreten die In-
teressen aller Mieterinnen und Mieter. 
Dafür müssen wir uns gegen die Macht 
und die Interessen großer Wohnungs-
konzerne und Privateigentümer ver-
bünden. Für die ist die Wohnung nicht 
Gegenstand eines Rechts, sondern eine 
Finanzanlage. Für Dividenden und Zin-
sen sollen die Mieterinnen und Mieter 
ausgepresst werden wie Zitronen. Egal 
wo wir herkommen: Uns gegen die 
Macht der Großvermieter zu wehren, 
geringere Mietsteigerungen und eine 
bessere Wohnungsbewirtschaftung 
durchzusetzen ist unser gemeinsames 
Interesse. Wir müssen zusammenhal-

ten, weil wir einen gemeinsamen Geg-
ner haben. Das nennt man Solidarität. 
Es gibt einen unüberbrückbaren Gegen-
gensatz zwischen dem Auftrag der Mie-
terorganisation und den Vorstellungen 
der AfD oder anderer Rechtsextremer.  
Die Umsetzung der Vorstellungen der 
AfD würde Menschen mit und ohne 
„Migrationshintergrund“ aus ihren 
Wohnungen vertreiben. Das wollen wir 
in Zukunft verstärkt deutlich machen. 
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